
Errichtung und Betrieb von öffentlich zugänglichen Ladestationen 

Formblatt 4

Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen

1. Ich/wir  erklären  hiermit,  dass  gegen  unser  Unternehmen  keine  Untersagung  der 

Regulierungsbehörde gemäß § 6 Abs. 3 Ladesäulenverordnung (LSV) vorliegt. 

2. Ich/wir erklären hiermit, dass gegen unser Unternehmen keine zwingenden Ausschlussgründe 

entsprechend § 123 Abs. 1 und Abs. 4 GWB sowie keine fakultativen Ausschlussgründe 

entsprechend § 124 Abs. 1 GWB vorliegen. 

3. Mir/uns  ist  bekannt,  dass  Falschangaben  den  Auftraggeber  berechtigen  bzw.  sogar 

verpflichten,  den Bewerber/Bieter  aus  dem Erlaubnisverfahren auszuschließen bzw.  eine 

bereits erteilte Erlaubnis gemäß § 48 VwVfG zurückzunehmen oder gemäß § 49 VwVfG zu 

widerrufen.

Sofern zutreffend bitte ankreuzen:

☐  Wir können die Erklärung zu Ziffer 2 nicht bzw. nicht uneingeschränkt abgeben.

In diesem Fall geben Sie bitte mittels einer selbst zu erstellenden Anlage an, warum das o.g. 
Unternehmen trotz Vorliegen eines Ausschlussgrundes im Sinne von §§ 123, 124 GWB aus 
Ihrer Sicht nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren auszuschließen ist, vgl. auch § 
125 GWB.

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. Klicken Sie hier, um Text einzugeben.
______________________________________________________________________
Ort, Datum Name der erklärenden Person in Textform (§ 

126b BGB)

Zur Information: 

§ 6 Abs. 3 LSV:  Kompetenzen der Regulierungsbehörde

(3) Die Regulierungsbehörde kann den Betrieb eines Ladepunkts untersagen, wenn eine technische 
Anforderung nach § 3 Absatz 1 bis 5 oder eine Anforderung nach § 4 nicht eingehalten wird oder die 
Einhaltung der Anzeige- und Nachweispflichten nach § 5 nicht nachgewiesen wird.

§ 123 GWB: Zwingende Ausschlussgründe

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens

von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen 
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eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden 
ist wegen einer Straftat nach:

1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung  terroristischer  Vereinigungen)  oder  §  129b des  Strafgesetzbuchs  (Kriminelle  und 
terroristische Vereinigungen im Ausland),

2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat,

3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche),

4. §  263  des  Strafgesetzbuchs  (Betrug),  soweit  sich  die  Straftat  gegen  den  Haushalt  der 
Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden,

5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 
der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden,

6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 
299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),

7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) oder § 
108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige Interessenwahrnehmung),

8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch 
in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),

9. Artikel  2  §  2  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  internationaler  Bestechung  (Bestechung 
ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder

10. den  §§  232  und  232a  Absatz  1  bis  5,  den  §§  232b  bis  233a  des  Strafgesetzbuchs 
(Menschenhandel,  Zwangsprostitution,  Zwangsarbeit,  Ausbeutung  der  Arbeitskraft, 
Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).

….

(4) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens 
von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn

1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder

2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung 
nach Nummer 1 nachweisen können.

Satz  1  ist  nicht  anzuwenden,  wenn  das  Unternehmen  seinen  Verpflichtungen  dadurch 
nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben 
und  Beiträge  zur  Sozialversicherung  einschließlich  Zinsen,  Säumnis-  und  Strafzuschlägen 
verpflichtet hat.

(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen 
des  öffentlichen  Interesses  geboten  ist.  Von  einem  Ausschluss  nach  Absatz  4  Satz  1  kann 
abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist 
oder ein Ausschluss offensichtlich unverhältnismäßig wäre. § 125 bleibt unberührt.

§ 124 GWB: Fakultative Ausschlussgründe

(1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
ein  Unternehmen  zu  jedem  Zeitpunkt  des  Vergabeverfahrens  von  der  Teilnahme  an  einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn

1. das  Unternehmen  bei  der  Ausführung  öffentlicher  Aufträge  nachweislich  gegen  geltende 
umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
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2. das  Unternehmen  zahlungsunfähig  ist,  über  das  Vermögen  des  Unternehmens  ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen 
im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,

3. der öffentliche Auftraggeber auf geeignete Weise nachweisen kann, dass das Unternehmen im 
Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die 
die  Integrität  des  Unternehmens  infrage  gestellt  wird;  §  123  Absatz  3  ist  entsprechend 
anzuwenden,

4.  der  öffentliche  Auftraggeber  über  hinreichende  Anhaltspunkte  dafür  verfügt,  dass  das 
Unternehmen  mit  anderen  Unternehmen  Vereinbarungen  getroffen  oder  Verhaltensweisen 
aufeinander  abgestimmt  hat,  die  eine  Verhinderung,  Einschränkung  oder  Verfälschung des 
Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,

5. ein  Interessenkonflikt  bei  der  Durchführung  des  Vergabeverfahrens  besteht,  der  die 
Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei 
der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,

6. eine  Wettbewerbsverzerrung  daraus  resultiert,  dass  das  Unternehmen  bereits  in  die 
Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht 
durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,

7. das Unternehmen bei der Erfüllung einer wesentlichen Anforderung im Rahmen eines früheren 
öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernde Mängel erkennen 
lassen  hat,  die  die  Erklärung  einer  vorzeitigen  Beendigung  dieses  früheren  Auftrags,  die 
Forderung nach Schadensersatz oder andere vergleichbare Rechtsfolgen nach sich gezogen 
haben,

8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende 
Täuschung  begangen  oder  Auskünfte  zurückgehalten  hat  oder  nicht  in  der  Lage  ist,  die 
erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder

9. das Unternehmen

a) versucht  hat,  die  Entscheidungsfindung  des  öffentlichen  Auftraggebers  in  unzulässiger 
Weise zu beeinflussen,

b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim 
Vergabeverfahren erlangen könnte, oder

c) fahrlässig  oder  vorsätzlich  irreführende  Informationen  übermittelt  hat,  die  die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

§ 125 GWB: Selbstreinigung

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen, bei dem ein Ausschlussgrund nach § 123 oder 
§ 124 vorliegt, nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren aus, wenn das Unternehmen dem 
öffentlichen  Auftraggeber  oder  nach  §  8  des  Wettbewerbsregistergesetzes  dem Bundeskartellamt 
nachgewiesen hat, dass es

1. für  jeden durch eine Straftat  oder  ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich 
gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 

2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch 
verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat, und 

3.  konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden. 
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§ 123 Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt.

(2) Bei der Bewertung der von dem Unternehmen ergriffenen Selbstreinigungsmaßnahmen sind die 
Schwere und die besonderen Umstände der Straftat oder des Fehlverhaltens zu berücksichtigen. Die 
Entscheidung, dass die Selbstreinigungsmaßnahmen des Unternehmens als unzureichend bewertet 
werden, ist gegenüber dem Unternehmen zu begründen.

§ 48 VwVfG: 

Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder 
teilweise  mit  Wirkung  für  die  Zukunft  oder  für  die  Vergangenheit  zurückgenommen  werden.  Ein 
Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat 
(begünstigender  Verwaltungsakt),  darf  nur  unter  den  Einschränkungen  der  Absätze  2  bis  4 
zurückgenommen werden.

(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder teilbare 
Sachleistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf nicht zurückgenommen werden, soweit der 
Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit 
dem öffentlichen Interesse an einer  Rücknahme schutzwürdig ist.  Das Vertrauen ist  in der  Regel 
schutzwürdig, wenn der Begünstigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition 
getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. Auf 
Vertrauen kann sich der Begünstigte nicht berufen, wenn er

1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat;
2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder 

unvollständig waren;
3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte.
In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der Regel mit Wirkung für die Vergangenheit  
zurückgenommen.

(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter Absatz 2 fällt, zurückgenommen, so hat die 
Behörde  dem Betroffenen auf  Antrag  den  Vermögensnachteil  auszugleichen,  den dieser  dadurch 
erleidet,  dass er auf  den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat,  soweit  sein Vertrauen unter 
Abwägung mit  dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist.  Absatz 2 Satz 3 ist  anzuwenden. Der 
Vermögensnachteil  ist  jedoch nicht  über  den Betrag des  Interesses  hinaus  zu  ersetzen,  das  der 
Betroffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. Der auszugleichende Vermögensnachteil wird 
durch die Behörde festgesetzt. Der Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; 
die Frist beginnt, sobald die Behörde den Betroffenen auf sie hingewiesen hat.

(4)  Erhält  die  Behörde  von  Tatsachen  Kenntnis,  welche  die  Rücknahme  eines  rechtswidrigen 
Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1.

(5)  Über  die  Rücknahme entscheidet  nach  Unanfechtbarkeit  des  Verwaltungsaktes  die  nach  §  3 
zuständige Behörde;  dies gilt  auch dann,  wenn der  zurückzunehmende Verwaltungsakt  von einer 
anderen Behörde erlassen worden ist.

§ 49 VwVfG:

Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes

(1)  Ein  rechtmäßiger  nicht  begünstigender  Verwaltungsakt  kann,  auch  nachdem er  unanfechtbar 
geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, außer wenn ein 
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Verwaltungsakt  gleichen  Inhalts  erneut  erlassen  werden  müsste  oder  aus  anderen  Gründen  ein 
Widerruf unzulässig ist.

(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, 
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden,

1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen oder im Verwaltungsakt vorbehalten 
ist;

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese nicht 
oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat;

3. wenn die Behörde auf Grund nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, den 
Verwaltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse 
gefährdet würde;

4.  wenn  die  Behörde  auf  Grund  einer  geänderten  Rechtsvorschrift  berechtigt  wäre,  den 
Verwaltungsakt  nicht  zu  erlassen,  soweit  der  Begünstigte  von der  Vergünstigung noch 
keinen Gebrauch gemacht oder auf Grund des Verwaltungsaktes noch keine Leistungen 
empfangen hat, und wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde;

5. um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen.
§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend.

(3)  Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt,  der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder teilbare 
Sachleistung zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, kann, 
auch  nachdem  er  unanfechtbar  geworden  ist,  ganz  oder  teilweise  auch  mit  Wirkung  für  die 
Vergangenheit widerrufen werden,

1. wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung oder nicht mehr für den in dem 
Verwaltungsakt bestimmten Zweck verwendet wird;

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese nicht 
oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat.

§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend.

(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksamwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die 
Behörde keinen anderen Zeitpunkt bestimmt.

(5)  Über  den  Widerruf  entscheidet  nach  Unanfechtbarkeit  des  Verwaltungsaktes  die  nach  §  3 
zuständige Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zu widerrufende Verwaltungsakt von einer anderen 
Behörde erlassen worden ist.

(6) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat 
die Behörde den Betroffenen auf  Antrag für  den Vermögensnachteil  zu entschädigen,  den dieser 
dadurch erleidet, dass er auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit sein Vertrauen 
schutzwürdig ist. § 48 Abs. 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Für Streitigkeiten über die Entschädigung ist 
der ordentliche Rechtsweg gegeben.
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